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An über- und 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 1973 

außerplanmäßigen 
Ausgabemitteln 
sind zugewiesen 

Zweckbestimmung und Begründung 


DM 

DM 



1 I 2 | 3 | 4 


— Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt 


01 03 | 

apl. 

525 01 


01 03 
532 02 


150 000, 


i 


1 000 — 


Aus- und Fortbildung 


| Es handelt sich um diie Kosten für die Teilnahme eines Beam- 
| ten am Inspektoren-Lehrgang der Verwaltungsschule der 
I Stadt Koblenz. Die Ausgabe war unvorhergesehen und unab- 
■ weisbar. 


Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 519 01. 


32 000 ,— 


Kosten für Orden und Ehrenzeichen, insbesondere Verdienst- 
orden der Bundesrepublik Deutschland und Grubenwehr- 
Ehrenzeichen 


Wegen der Änderung des Verleihungssystems für Orden 
sind zusätzliche Kosten für die Beschaffung von Orden und 
Urkunden erforderlich geworden. Die Ausgabe war unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 532 01. 
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Zweckbestimmung und Begründung 




01 03 
539 99 


3 000 — : 


3 900, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

* Es handelt sich um die Kosten des Schadenersatzes für einen 
von einem Dienstwagen des Bundespräsidialamtes verursach- 
ten VerkehrsunfalL Die Ausgabe war unvorhergesehen und 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 519 01. 


— Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 


06 01 40 000,— 

526 05 | 


I 


06 01 I 120 000,-1 
526 08 ; 



2 914,69 Kosten der Kommission für die Neugliederung des Bundes- 
gebiets 

Die Sachverständigenkommission für die Neugliederung 
des Bundesgebiets hat mit der Übergabe des Gutachtens 
! an den Bundeskanzler am 20. Februar 1973 ihre Arbeit be- 
endet. 

Gegenüber dem im Haushaltsplan veranschlagten Ansatz 
in Höhe von 40 000 DM sind durch 

a) erhöhte Druckkosten für die in größerem Umfang als 
erwartet angefallenen Tabellen und farbigen Karten im 
Gutachten, 

S b) infolge zusätzlicher Reisekosten im Zusammenhang mit 
der Übergabe des Gutachtens an den Bundeskanzler durch 
die Kommission und 

c) nachträglich geltend gemachte Nachforderungen an Mehr- 
j wertsteuer von einer Forschungsgesellschaft 

■ Mehrausgaben angefallen, die unvorhergesehen waren. 

Die Mehrausgabe war zur Durchführung und Beendigung 
I der Aufgaben der Sachverständigenkommission unabweis- 
j bar. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 526 02. 


18 500, — | Kosten der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechts 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß 

a) erhöhte Druckkosten des Gesamtwerkes (Kommissions- 
bericht als Hauptband und 11 Anlagebände mit wissen- 
schaftlichen Gutachten und empirischen Untersuchungs- 
ergebnissen) wegen erheblicher Erhöhung der Manu- 
skriptseiten gegenüber den bei der Veranschlagung maß- 
gebenden Kostenvoranschlägen entstanden sind und 

b) vermehrte Sitzungen der Studienkommission und ihrer 
Arbeitsgruppen notwendig wurden. 


Gemäß § 37 Abs. 4 BHO zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 27. November 1973 
— II A 2 — H 1221 — 3/75. 

Mitteilungen für das 1. und 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1973 entiallen, weil das Haushaltsgesetz 1973 erst am 
12. Juli 1973 verkündet worden ist. 
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Haushalts- 
betrag 1973 


DM 


An über- und 
außerplanmäßigen 
Ausgabemitteln 
sind zugewiesen 

DM 


2 


3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


| Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil die Studienkommission zur Veröffentlichung ihrer 
Arbeitsergebnisse verpflichtet war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


86 300,- 


13 930, — 
(Vorgriff) 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Der Dienstwagen BD 9 — 15 (Opel Rekord C) wurde bei 
einem schweren Verkehrsunfall am 15. Marz 1973 derart 
beschädigt, daß seine Aussonderung notwendig wurde. Ein 
in der haftungsrechtlichen Auseinandersetzung bestellter 
Sachverständiger sowie der amtlich anerkannte Kraftfahr- 
zeugsachverständige haben die Aussonderung des Fahr- 
zeugs empfohlen. 

Für den Wagen ist im Haushaltsvoranschlag 1974 die Ersatz- 
beschaffung veranschlagt. Als Ersatz ist dort ein PKW bis 
zu 95 PS, viertürig mit einem Betrag in Höhe von 13 930 DM 
vorgesehen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


(Ausgaberest) 


700 000,— 


Neubau von Betriebsräumen für Rundspruchsender und 
Richtfunkstellen 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstel- 
lung des Haushaltsentwurfs 1973 das Ausmaß der noch 
durchzuführenden Nachrüstungs- und Nachbesserungsarbei- 
ten an den maschinen- und elektrotechnischen Anlagen in 
Betriebsräumen für Rundspruchsender und Richtfunkstellen 
und die erheblichen Baukostensteigerungen bei den verschie- 
denen an diesen Bauwerken beteiligten Gewerken nicht zu 
übersehen waren. Sie war unabweisbar, weil die sich aus 
der Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bundesmini- 
sterium des Innern und dem Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen vom 2. Januar 1969 ergebenden Ver- 
pflichtungen erfüllt werden mußten. 

Einsparung innerhalb Kap. 06 19 oder des Kap. 36 04. 


8 000 ,— 


2 000 ,— 


Bücher und Zeitschriften 


Die Mehrausgabe war wegen der zwischenzeitlich eingetre- 
tenen Kostenerhöhungen im graphischen Gewerbe unvor- 
hergesehen. Sie war unabweisbar, weil die Ausstattung der 
Beschaffungsstelle mit entsprechender Fachliteratur zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes erforderlich war. 

Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 511 01. 
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06 26 

500 000,— | 

75 000 — 

Kosten für die Bewachung der Dienststelle und der Lager der 
Beschaffungsstelle 

532 02 





Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltplans 1973 die Tariferhöhungen im Bewa- 
chungsgewerbe nicht bekannt waren. Sie war unabweisbar, 
weil die Bewachung der Dienststelle und der in den Lagern 
der Beschaffungsstelle untergebrachten hohen Wertgegen- 
stände unerläßlich war. 




Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


. — Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


10 07 
539 99 


311 500 — 


10 08 
821 01 


(Ausgaberest) 


10 11 
539 99 


27 700 — 


40 000 — 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Mehrbedarf infolge Abschlusses eines Streitverfahrens im 
Wege eines Vergleichs beim Landgericht Frankfurt (Main) am 
12. Juli 1973. Die hierfür im Bundeshaushaltsplan 1972 vor- 
gesehenen Ausgaben von 60 000 DM konnten nicht in An- 
spruch genommen werden, weil unerwartet neue Tatbestände 
bekannt wurden, die den Abschluß des Vergleichs erst im 
Haushaltsjahr 1973 mit einer niedrigeren Schadenersatzzah- 
lung zuließen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 683 02. 


4 300,— 


Ankauf von unbebauten Grundstücken 


Die Stadt Bamberg hat sich unerwartet bereit erklärt, ein 
bisher vom Bundessortenamt für die Prüfstelle Bamberg 
gepachtetes Teilgrundstück von 228 qm, das zwischen den 
im Eigentum des Bundes stehenden Prüfflächen gelegen ist, 
zu verkaufen. Der Erwerb war zur Arrondierung und Siche- 
rung der eigenen Prüfflächen notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen des zeit- 
lich befristeten Preisangebots unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 08 Tit. 531 06 


6 200,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für den 
Ersatz des Fremdschadens, den ein Dienstangehöriger der 
Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft durch 
einen Verkehrsunfall während einer Dienstfahrt mit einem 
Dienstkraftwagen verursacht hat. 

Einsparung bei Kap. 10 11 Tit. 522 01. 
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DM j DM 

2 | 3 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


— Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 


723 400, — 736 500, — Erstattung der Kosten für Schiffssicherheitsaufgaben des 

Bundes an die See-Berufsgenossenschaft 

i Mehr für die Erstattung der der See-Berufsgenossenschaft 
i entstandenen Kosten für die Wahrnehmung der Schiffssicher- 
i heitsaufgaben des Bundes gemäß § 6 des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt vom 
25. Mai 1965 (BGBl. II S. 883) und für die Untersuchung der 
Seeleute auf Seediensttauglichkeit gemäß § 102 b des See- 
mannsgesetzes vom 26. Juli 1957 i. d. F. vom 8. Januar 1963 
| (BGBl. I S. 2). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruhte. 

Einsparung innerhalb des Kap. 12 02. 


320 000,— 


10 000 000 ,— 


67 900,25 Erstattung der Kosten für Schiffsicherheitsaufgaben des 
Bundes an die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 

Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des Bun- 
des auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (BGBl. II S. 317) hat der Bund die Selbstkosten für die 
Überwachung der Schiffssicherheit auf Bundeswasserstraßen 
zu tragen. Mit der Überwachung ist neben den Behörden 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung durch Verordnung 
vom 12. April 1956 (BGBl. II S. 483) die Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft beauftragt. Ihr werden die angefalle- 
; nen Kosten jährlich nachträglich erstattet. Für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Dezember 1972 betragen die Kosten 

! 387 900,25 DM. 

| 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushalts 1973 konnte noch 
nicht mit einem Mehrbedarf gerechnet werden. Die Mehr- 
ausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, weil 
sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruhte. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


8 600 000,— 


Tilgung von Darlehen, die die Internationale Mosel GmbH 
für den Bund aufgenommen hat 

Die Bundesrepublik Deutschland hat im Vertrag vom 27. Ok- 
tober 1956 mit Luxemburg und Frankreich vereinbart, die 
Mosel zwischen Diedenhofen und Koblenz schiffbar zu ma- 
chen. Die Finanzierung des deutschen Anteils an den Aus- 
baukosten erfolgte durch Einzahlung auf das Stammkapital 
der Internationalen Mosel GmbH (IMG), durch nicht rück- 
zahlbare Zuwendungen an die IMG und durch Gewährung 
von Darlehen im Gesamtbetrag von 167,4 Millionen DM, die 
mit rd. 90 Millionen DM von der IMG für den Bund aufge- 
nommen wurden. 


Der Kapitaldienst für diese Darlehen wurde jeweils mit 
Jahresraten von 15 Millionen DM im Haushalt veranschlagt 
und im Rahmen dieses Betrages abgewickelt. Dabei wurde 
auch eine kurzfristige Zwischenfinanzierung bei Bedarf in 
Kauf genommen. 


o 
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| 


12 12 
711 01 


150 000,— 


j Im Haushaltsjahr 1973 stehen vier Darlehen im Betrage von 
21 000 000 DM zur Rückzahlung an. Hierfür stehen zur Ver- 
fügung: 

! Die bei Kap. 12 03 Tit. 661 62 veranschlagten Ausgaben in 
| Höhe von 10 000 000 DM und 

j eine bei Kap. 12 03 Tit. 661 61 erwirtschaftete Minderausgabe 
| von 2 400 000 DM, so daß ein Rest von 8 600 000 DM ver- 
j bleibt. 

j In Höhe des Betrages von 8 600 000 DM war zunächst die 
! Prolongation von zwei Darlehen bis Anfang 1974 vorgese- 
1 hen. Die derzeitige Lage auf dem Kapitalmarkt gebietet 
1 es, alle im Haushaltsjahr 1973 fälligen Darlehen aus Haus- 
! haltsmittein zu tilgen. (Kurzfristige Darlehen sind nur unter 
j großen Schwierigkeiten und zu einem Zinssatz von 15 v. H. 
| zu erhalten.) 

Diese Entnwicklung am Kapitalmarkt konnte bei der Aufstel- 
lung des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1973 nicht vor- 
hergesehen werden; die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


1 15 000, — - 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Durch unvorhergesehene überproportional gestiegene An- 
forderungen an die Stromversorgung ist die Erweiterung 
der Hochspannungsanlage sowie der Austausch eines nur 
noch bedingt leistungsfähigen Transformators dringend er- 
forderlich geworden. 


Einsparung innerhalb des Kap. 12 12. 


— Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung 


60 06 


686 06 


1 497 882 300,— 900 000 000,— *) 


| 


Beitrag zum Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 

Die Erhöhung des deutschen Beitrags ist infolge des am 
21. September 1973 verabschiedeten 4. EG-Nachtragshaus- 
halts 1973 notwendig geworden. 

Der Mehrbedarf war unabweisbar, weil er auf rechtlicher 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Beitragszahlung be- 
ruht. Er war unvorhergesehen, weil die finanziellen Tat- 
bestände, die zur Aufstellung des 4. EG-Nachtragshaus- 
halts geführt haben, bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1973 noch nicht überblickt werden konnten. Der 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
24. Sitzung am 19. September 1973 von der Mehrausgabe 
zustimmend Kenntnis genommen. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers der Finan- 
zen vom 11. Oktober 1 973 — II A 5 — AF 10 11 — 36/73 II — 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


*) grundsätzliche Zustimmung 


6 



